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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:  

 

Vorbemerkung: Die nachfolgend gemachten Angaben 

stellen den uns aktuell zur Verfügung stehenden Sach-

stand des Aufklärungsprozesses dar. 

 

Es ist einem Aufklärungsprozess immanent, dass Aus-

sagen zu Tatsachen und Bewertungen einer Veränderung 

unterliegen können. 

 

Diesbezüglich wird zudem auf die gegenwärtig von 

dem Sonderbeauftragten des Senats durchgeführte Auf-

klärung des Handelns der Berliner Behörden in Bezug auf 

die Person Anis Amri verwiesen. 

 

1. Wie viele Gefährder haben die Fussilet-Moschee 

nach den Erkenntnissen des Senats im Jahr 2016 besucht? 

Bestanden Erkenntnisse, dass Amri in Kontakt zu diesen 

Gefährdern stand? Bestanden diese Erkenntnisse vor der 

Tat oder bestehen sie inzwischen heute?   

 

Zu 1.: Nach bisherigem Erkenntnisstand ist davon 

auszugehen, dass sich unter den Besuchern des Fussilet 

33 e. V. circa ein Dutzend sogenannter Gefährder befan-

den. Die Ermittlungen zeigten, dass Amri Kontakte zum 

islamistisch-salafistischen Spektrum hatte. 

 

2. Wäre es rechtlich möglich gewesen, die Fussilet-

Moschee zur Gefahrenabwehr nach § 25 ASOG Dauerzu-

überwachen angesichts des Umstandes, dass dort keine 

geringe Zahl von Gefährdern über einen längeren Zeit-

raum ein- und ausgegangen ist? Sollte das möglich gewe-

sen sein: wie kam es dazu, dass es nicht geschehen ist? 

 

Zu 2.: Es erfolgte keine Observation der Moschee, 

sondern von Personen, die Betroffene eines Ermittlungs-

verfahrens oder die durch das Landeskriminalamt Berlin 

als Gefährder im islamistischen Spektrum eingestuft wa-

ren. Gemäß § 25 Absatz 2 ASOG können sich die Maß-

nahmen nach dieser Vorschrift lediglich gegen Personen 

richten. 

 

 

Berlin, den 04. Mai 2017 

 

 

In Vertretung 

 

Torsten Akmann 

Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 09. Mai 2017) 

 


